
zug der anderen Strafe verwirklicht. Dann wird. — 
bevor die zuletzt ausgesprochene Strafe voll Verbüßt 
ist — für den Strafrest und die Strafe aus der früheren 
Verurteilung Strafaussetzung auf Bewährung be­
antragt. Die Gerichte sollten also in solchen Fällen 
darauf achten, daß die kürzeren vor den längeren Stra­
fen im Wege der Zwischenvollstreckung verwirklicht 
werden.

Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte

Wiederholt konnte bei den Überprüfungeh festgestellt 
werden, daß noch zu wenig auf die Verbindung der 
Arbeitskollektive zu dem Strafgefangenen orientiert 
wird. Diese Verbindungen ermöglichen aber gerade 
eine wirksamere erzieherische Einflußnahme und 
schaffen gute Voraussetzungen für die spätere Wieder­
eingliederung des Strafgefangenen5.
Häufig wird bei Verurteilungen zu Freiheitsstrafen die 
Mitwirkung gesellschaftlicher Kräfte mit dem Abschluß 
des Verfahrens oder mit der Auswertung im Kollektiv 
beendet. Die Möglichkeiten der Mitwirkung von Kol­
lektivvertretern, gesellschaftlichen Anklägern oder 
Verteidigern bei der Prüfung und Vorbereitung der 
Strafaussetzung werden nur begrenzt genutzt. Schon 
am Schluß der Hauptverhandlung sollte das Gericht in 
geeigneten Fällen in Aussprachen auf die weitere Mit­
wirkung der gesellschaftlichen Kräfte bei der Erzie­
hung und Wiedereingliederung des Verurteilten hin­
wirken.
Die erzieherische Einwirkung durch das Arbeitskollek­
tiv sollte in der Begleitakte festgelegt werden. Diese 
Begleitakte sollte zusammen mit dem Führungsbericht 
und der Stellungnahme des Staatsanwalts dem Gericht 
vorgelegt werden. Sie könnte eine Grundlage für die 
richtige Auswahl der zu treffenden Auflagen oder 
Maßnahmen nach § 45 Abs. 3 StGB bzw. § 349 StPO 
sein.

Mündliche Verhandlung zur Entscheidung über 
Strafaussetzung

Bisher haben die Gerichte von der mündlichen Ver­
handlung zur Entscheidung über eine Strafaussetzung 
auf Bewährung (§349 Abs. 9 StPO) selten Gebrauch 
gemacht. Selbstverständlich werden auch in Zukunft 
solche mündlichen Verhandlungen in Strafvollzugsan­
stalten die Ausnahme sein. Es kann sich hier nur um 
gut vorbereitete Verhandlungen in besonders geeigne­
ten Fällen handeln, die eine erzieherische Einwirkung 
auf andere Strafgefangene haben. Dabei ist die Durch-

5 Vgl. Bendrat, „ГМе erzieherische Einwirkung des Arbeits­
kollektivs auf Strafgefangene“, NJ 1967 S. 440.

führung solcher Verhandlungen wegen des großen Ein­
zugsbereichs der Strafvollzugsanstalten unter dem 
Aspekt von Aufwand und Nutzen ohnehin begrenzt. 
Anders verhält es sich mit Verhandlungen bei der 
Strafaussetzung auf Bewährung im Gerichtssaal'. Wir 
sind der Meinung, daß sie hier aus erzieherischen 
Gründen u. a. immer dann genutzt werden sollten, 
wenn im Zusammenhang mit der Gewährung einer 
Strafaussetzung eine Bürgschaftsübernahme gemäß 
§ 349 Abs. 8 StPO zu erwarten ist.

Maßnahmen zur Erhöhung der erzieherischen 
Wirksamkeit der Strafaussetzung

Unsere Untersuchungen haben ergeben, daß in der Ver­
gangenheit die in § 45 Abs. 3 StGB und in § 349 StPO 
enthaltenen Möglichkeiten zur Erhöhung der erziehe­
rischen Wirksamkeit der Strafaussetzung auf Bewäh­
rung mit Ausnahme der Arbeitsplatzverpflichtung noch 
zu wenig genutzt wurden. So werden beispielsweise 
in Vorbereitung einer Strafaussetzung auf Bewährung 
recht selten kollektive Bürgschaften organisiert. Aber 
auch Unterhaltsverpflichtungen und Verpflichtungen 
zur Wiedergutmachung des Schaden sowie Verpflich­
tungen des Verurteilten, sich einer fachärztlichen Be­
handlung gemäß § 45 Abs. 3 Ziff. 5 StGB zu unterzie­
hen, bilden bei der Festlegung von Maßnahmen im Zu­
sammenhang mit der Strafaussetzung auf Bewährung 
noch die Ausnahme.
Ein weiteres Problem in der Praxis ist die Anwendung 
des § 349 Abs. 3 StPO bezüglich der Verpflichtung des 
Verurteilten, nach „besten Kräften“ den Schaden wie­
dergutzumachen. Hier wird z. T. die Meinung vertre­
ten, daß die Auflage zur Wiedergutmachung des Scha­
dens in der Bewährungszeit an die Voraussetzungen 
des § 45 StGB geknüpft sind. Dem können wir uns 
nicht anschließen. Die Anordnung des Vollzugs der 
Freiheitsstrafe (§ 350 Abs. 2 StPO) ist außer bei hart­
näckig undiszipliniertem Verhalten nur bei böswilliger 
Nichterfüllung der dem Verurteilten gemäß § 45 Abs. 3 
StGB auferlegten Pflichten möglich. Aus dieser Be­
stimmung ergibt sich eindeutig, daß selbst bei böswil­
liger Nichterfüllung der gerichtlichen Auflage, den 
Schaden während der Bewährungszeit nach besten 
Kräften wiedergutzumachen, der Vollzug der Freiheits­
strafe gemäß § 350 Abs. 2 StPO nicht angeordnet wer­
den kann.
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Der vorstehende Beitrag von K r u s e  /  U h l i g / Z u k -  
k e r gibt im wesentlichen richtige Hinweise für die 
Anwendung der Strafaussetzung auf Bewährung. Je­
doch bedürfen einige Probleme aus der Sicht der Er­
gebnisse von Untersuchungen einer Arbeitsgruppe der 
zentralen Rechtspflegeorgane sowie unter Berücksich­
tigung der Materialien der 25. Plenartagung des Ober­
sten Gerichts über Probleme der Verwirklichung der 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
durch die Gerichte (NJ 1970 S. 36 ff.) der Ergänzung 
bzw. Richtigstellung.

Zu den allgemeinen Voraussetzungen für die Strafaus­
setzung
Wie Kruse/Uhlig/Zucker richtig betonen, muß es ent­
sprechend den unterschiedlichen Gruppen der zu Frei­

heitsstrafen Verurteilten differenzierte Maßstäbe für 
die Prüfung der Strafaussetzung auf Bewährung geben. 
Auch unter den Bedingungen des Strafvollzugs kommt 
es darauf an, vor allem die Bereitschaft des Verurteil­
ten zur Selbsterziehung zu wecken und positiv zu be­
einflussen. Die Erfahrungen lehren, daß die Wiederein­
gliederung derjenigen Verurteilten, die während der 
Verbüßung der Freiheitsstrafe weder zu ihrem ehema­
ligen Arbeitskollektiv noch zu Verwandten Kontakte 
unterhalten, am schwierigsten ist. Deshalb bedarf es 
der zielstrebigen Tätigkeit aller Rechtspflegeorgane 
einschließlich der Organe des Strafvollzugs, um für 
jeden Täter rechtzeitig eine möglichst konkrete Per­
spektive in seinem künftigen Arbeits- und Lebensbe­
reich festzulegen. Keinesfalls sollte also die rechtzei­
tige Aufnahme von Verbindungen zu gesellschaftlichen
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